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BIH hat Pushbacks noch nicht  

institutionalisiert, diese Praktiken be

reiten jedoch zunehmend Sorge, da  

kroatische Behörden regelmäßig Push-

backs durchführen, also Migrant:innen 

mit Gewalt über die bosnische Grenze zu-

rückdrängen. Unter dem Vorwand der 

EU-Integration steht BIH kurz davor, sol-

che Maßnahmen zu legalisieren und sieht 

sich damit in einer Linie mit der umstrit-

tenen Vorgangsweise der EU, ihre 

Durch die Annäherung des Landes an  

die EU werden gesetzliche und politische 

Reformen mehr durch die europäischen 

Sicherheitsanforderungen geprägt als 

durch humanitäre Verpflichtungen. Eine 

der besorgniserregendsten Entwicklungen 

in diesem Zusammenhang ist die drohende 

Verankerung von Pushback-Praktiken  

im Rechtssystem – Aktionen, die offen-

sichtlich internationales Menschenrecht 

verletzen. 

EU-politik in bosnien

Migration in Bosnien-Herzegowina
Der Einfluss der EU, Gesetzesänderungen  
und die drohende Gefahr von Pushbacks

Bosnien-Herzegowina (BIH) liegt an der Balkanroute und  
ist damit ein zentraler Schauplatz der europäischen 
Migrationskrise. Obwohl das Land kein Mitglied der 
Europäischen Union ist, hat der Einfluss der EU auf die 
bosnische Migrationspolitik in den letzten zehn Jahren stark 
zugenommen. Von Emina Zahirovi ‘c-Pintari ‘c
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Bosnien erwartet wird, Migrant:innen von 

einer Einreise in die EU abzuhalten, auch 

wenn dies zu einer Verletzung internatio-

naler Rechtsstandards bezüglich Asyl und 

Schutz von Flüchtlingen führt. Die Ge-

setzesänderungen in Bosnien, insbesonde-

re der Entwurf des Grenzkontrollgesetzes, 

illustrieren klar diese Dynamik. Dieses Ge-

setz führt Bestimmungen zur Legalisierung 

von Zurückweisungen an den Grenzen ein, 

eine wesentliche Abkehr von Bosniens 

Pflicht zur Einhaltung internationaler 

Rechtsvorschriften.

Die Legalisierung von Pushbacks:  
Ein erster Schritt zum Bruch von 
Menschenrechten
Derzeit sind Pushbacks in BIH illegal, der 

Gesetzesentwurf beinhaltet jedoch Bestim-

mungen, die sie institutionalisieren wür-

den. Der Artikel 55 ermöglicht unter dem 

Vorwand, „illegale“ Grenzüberschrei-

tungen zu verhindern, ausdrücklich die 

Rückweisung von Personen an den Gren-

zen. Er würde den Grenzschutzbehörden 

Migrationspolitik und deren Folgen auszu-

lagern. 

EU-Einfluss auf Bosniens Migrations
politik: Ein Trojanisches Pferd?
Es gibt einen unleugbaren Einfluss der EU 

auf Bosniens Migrationspolitik. Die Aus-

sicht auf eine eventuelle EU-Mitgliedschaft 

führte zu wesentlichen finanziellen und 

politischen Investitionen in die bosnische 

Migrations-Infrastruktur von Seiten der EU. 

Diese Investitionen sind jedoch an Bedin-

gungen geknüpft, insbesondere an die Er-

wartung, dass Bosnien als Pufferzone zur 

Abwehr von Migrant:innen fungieren soll. 

Dies führte zu einem überhöhten Sicher-

heitsanspruch auf Kosten der Einhaltung 

von Menschenrechten.

Die Haltung der EU zum bosnischen 

Migrations-Management kann als eine 

Form der Externalisierung betrachtet wer-

den, ein Vorgang bei dem Nicht-EU-Länder 

unterstützt – oder unter Druck gesetzt – 

werden, die EU-Außengrenzen zu schüt-

zen. Das bedeutet in der Praxis, dass von 

EU-politik in bosnien
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hen 62 Grabsteine für 
die vergessenen 
Menschen auf der 
Flucht.



asyl aktuell 3/2024

25

von Grenzkontrollen sowohl innerhalb ih-

rer Mitgliedsstaaten als auch in angren-

zenden Ländern wie BIH. Die europäische 

Grenzschutzagentur Frontex spielte bei 

dieser Strategie eine wesentliche Rolle und 

gewinnt trotz ihrer umstrittenen Beteili-

gung an Pushbacks zunehmend Einfluss 

auf Bosniens Grenzüberwachung. 

Zwar hat Bosnien noch nicht begon-

nen, selbst Pushbacks durchzuführen, je-

doch wurde die gesetzliche Grundlage da-

für geschaffen, Kroatiens Beispiel folgen 

zu können. Von der stillschweigenden Billi-

gung der Aktionen Kroatiens geht eine ein-

deutige Botschaft aus: Die Kontrolle von 

Migrationsströmen in die EU hat Vorrang 

vor dem Schutz der Rechte von Migran-

tInnen und Asylwerber:innen. Die Einfüh-

rung legaler Pushback-Bestimmungen in 

Bosniens Entwurf des Grenzkontrollge-

setzes spiegelt diese Priorisierung der Si-

cherheit gegenüber humanitären Ver-

pflichtungen wider.

Gesetzesreformen und die Umgehung 
von Menschenrechten
Bosniens Politiker stellen diese Reformen 

als notwendige Schritte in Richtung EU-

Integration dar, die Realität ist jedoch, dass 

sie den Umgang des Landes mit Migration 

komplett umgestalten, um Grenzschutz 

über Menschenwürde zu stellen. 

Bestimmungen im Fremdengesetz er-

lauben zum Beispiel kollektive Bewegungs-

einschränkungen unter vage definierten 

erlauben, Migrant:innen vom Grenzüber-

tritt abzuhalten, ohne ihnen die Möglich-

keit zu geben, um Asyl anzusuchen. Dies 

stellt einen klaren Verstoß gegen den in 

der Flüchtlingskonvention von 1951 veran-

kerten Grundsatz des Non-Refoule-

ment dar. Das Prinzip des Non-Refoule-

ment  hindert Staaten daran, Personen in 

Regionen zurückzuschicken, in denen sie 

Verfolgung, Folter oder unmenschlicher 

Behandlung ausgesetzt sind. 

Indem Bosnien legale Grundlagen für 

Pushbacks schafft, bewegt es sich in Rich-

tung von Praktiken, die zu weitreichenden 

Menschenrechtsverletzungen führen 

könnten. Diejenigen Pushbacks, die bereits 

von Kroatien in Richtung Bosnien durchge-

führt werden, sind eine eindringliche War-

nung davor, was passieren könnte, wenn 

Bosnien diese Maßnahmen offiziell über-

nimmt. 

Kroatische Pushbacks und Bosniens 
Rolle in der EU-Migrationsstrategie
Die Praxis der Zurückweisung von Flücht-

lingen aus Kroatien nach Bosnien wird von 

Menschenrechtsorganisationen umfassend 

dokumentiert und verurteilt. Kroatische 

Grenzbeamte vertreiben unter Anwen-

dung von Gewalt und Einschüchterung 

routinemäßig Migrant:innen von der Gren-

ze in Richtung Bosnien. Diesen Migrant:in

nen, von denen viele vor Verfolgung und 

Konflikten geflohen sind, wird das Recht 

verweigert, um Asyl anzusuchen. Sie 

stranden in Bosnien und können von dort 

aus ihre Reise in Richtung EU nicht mehr 

fortsetzen. 

Trotz der offensichtlichen Menschen-

rechtsverletzungen, die mit solchen Prak-

tiken verbunden sind, hat die EU zur Rolle 

Kroatiens bei den Pushbacks nach Bosnien 

weitgehend geschwiegen. Stattdessen 

konzentriert sie sich auf die Verstärkung 

EU-politik in bosnien

Derzeit sind Pushbacks in BIH 
illegal, der Gesetzesentwurf 
beinhaltet jedoch Bestimmungen,
die sie institutionalisieren würden.
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Zugang zur EU dargestellt. Diese Bezeich-

nung ist jedoch irreführend. Während die 

EU sich selbst als Verfechterin der Men-

schenrechte darstellt, zeigt ihre Migrati-

onspolitik in der Praxis eine andere Agen-

da: Eine Agenda, die den Schutz der Au-

ßengrenzen über den Schutz von 

Migrant:innen und Asylwerber:innen stellt. 

Mit der Annäherung seiner Gesetze an 

EU-Regelungen entzieht sich Bosnien nicht 

nur seiner Verpflichtung, Menschenrechte 

einzuhalten, sondern nimmt die Externali-

sierung der EU-Migrationskontrolle auf 

sich. Diese Strategie verlagert die Lasten 

der Migrations-Kontrolle auf Nicht-EU-

Staaten und erlaubt der EU, sich selbst von 

den damit verbundenen Menschenrechts-

verletzungen zu distanzieren. 

Der Weg nach vorn: Widerstand gegen 
die Normalisierung von Pushbacks
Bosnien steht an einem kritischen Punkt. 

Die aktuellen Gesetzesänderungen bringen 

die Gefahr mit sich, dass das Land de facto 

zu einer Außenstation der EU gemacht 

wird, wo Menschenrechtsverletzungen im 

Namen der Sicherheit zur Norm werden. 

Um dies zu verhindern muss Bosnien Wi-

derstand leisten gegen den Druck, Push-

backs zu legalisieren anstatt sein Asylsy-

stem auszubauen und internationale Stan-

dards einzuhalten. 

Die EU muss für ihre Rolle bei der 

Transformation der bosnischen  Migrati-

onspolitik zur Verantwortung gezogen 

werden. Während sie sich selbst als Part-

ner auf Bosniens Weg zur Mitgliedschaft 

präsentiert, hat ihr Einfluss zum Abbau des 

Schutzes der Menschenrechte geführt. 

Wenn sich Bosnien ehrlich in die europä-

ische Gemeinschaft integrieren will, muss 

es dies auf Basis gemeinsamer Werte tun, 

einschließlich des Schutzes der Menschen-

würde und des Rechts auf Asyl. 

Bedingungen wie etwa die Wahrung der 

„öffentlichen Gesundheit“ oder „öffentli-

chen Sicherheit“. Unter diesen Bestim-

mungen ist es rechtlich gedeckt, 

Migrant:innen ohne ausreichende Gründe 

zu inhaftieren, ohne ordentliches Verfah-

ren oder eine individuelle Beurteilung ihrer 

Fälle. Kollektive Ausweisungsverfahren – 

eine weitere zentrale Bestimmung dieses 

Gesetzes – untergraben das Grundrecht 

auf ein faires Verfahren. Migrant:innen 

wird damit das Recht genommen, Ein-

spruch gegen Abschiebung zu erheben 

oder um Asyl anzusuchen.

Diese Gesetzesänderungen reflektie-

ren die breite Migrations-Agenda der EU, 

die unter allen Umständen der Abschre-

ckung von der Einreise Priorität einräumt. 

Das bedeutet in der Praxis, dass von Län-

dern wie BIH erwartet wird, die menschli-

chen und rechtlichen Kosten des Migrati-

onsmanagements zu tragen, oftmals je-

doch ohne die nötige Infrastruktur oder 

die nötigen Ressourcen für die Einhaltung 

grundlegender Menschenrechte.

Der Vorwand „EU-Integration“: 
Menschenrechte werden für politische 
Zwecke ausgehöhlt
Der Druck zur Annäherung der bosnischen 

Migrationsgesetze an die Standards der EU 

wurde als wesentlicher Schritt Richtung 

EU-politik in bosnien
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